
 

 

Hinweise zur Abmahnung 
 
 
1. Rechtscharakter der Abmahnung 
 

Die Abmahnung stellt ein Instrument des Arbeitgebers dar, um den Arbeitnehmer auf die Verletzung von ar-
beitsvertraglichen Pflichten hinzuweisen, ihn zu einer Verhaltensänderung zu veranlassen und ihm für den 
Wiederholungsfall die Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung anzudrohen. Ohne Abmahnung 
kann im Regelfall keine verhaltensbedingte Kündigung ausgesprochen werden. 

 
Die Abmahnung ist abzugrenzen von der bloßen Ermahnung (ohne Kündigungsandrohung) und den soge-
nannten Betriebsbußen (Verwarnung, Verweis). Letztere stellen mitbestimmungspflichtige Ordnungsmaßnah-
men dar und bedürfen der Grundlage in einer Betriebsvereinbarung. Die Abmahnung und Ermahnung sind 
dagegen mitbestimmungsfrei.  
 
Der Abmahnungsgegenstand kann sich aus dem Leistungsbereich (z. B. unentschuldigtes Fehlen, Unpünkt-
lichkeit), Betriebsbereich (z. B. Verletzung von Arbeitsschutzvorschriften, Tätlichkeiten), Vertrauensbereich (z. 
B. Diebstahl, Verrat von Betriebsgeheimnissen) und sogar aus außerdienstlichem Verhalten (wenn es sich 
unmittelbar auf das Arbeits- und / oder Vertrauensverhältnis auswirkt) ergeben. 
 
Für die Frage, ob eine Abmahnung vor einer Kündigung erforderlich ist, kommt es auf den Einzelfall an. Wel-
cher Verhaltensbereich betroffen ist, ist nicht entscheidend. 

 
 
2. Inhalt und Form der Abmahnung 
 
 Dem Arbeitnehmer soll das beanstandete und von ihm zu ändernde Verhalten genau vor Augen geführt wer-

den. Darum muss die Abmahnung hinreichend bestimmt sein. Mögliche Beweismittel sind zu ermitteln, zu 
dokumentieren und zu benennen.  

 
 Sollten mehrere Pflichtverstöße in Betracht kommen, empfehlen sich jeweils getrennte Abmahnungen. Ein 

Fehler in der Abmahnung betreffend ein Fehlverhalten kann die gesamte Abmahnung unwirksam machen, 
auch wenn die anderen Fehlverhaltensweisen zutreffend geschildert wurden. 

 
Die Abmahnung ist grundsätzlich formfrei. Sie kann sowohl mündlich als auch schriftlich erklärt werden. Aus 
Beweissicherungsgründen empfiehlt sich die schriftliche Form. Ein Muster findet sich in der Anlage. Jedoch 
kann es im betrieblichen Alltag aus führungstechnischen Gründen angebracht sein, noch nicht diese für den 
Arbeitnehmer strenger erscheinende Form zu wählen. In diesem Fall empfiehlt es sich, die Abmahnung im 
Beisein eines Zeugen auszusprechen und anschließend eine entsprechende Aktennotiz anzufertigen. Hierzu 
sollten der Vorfall, das Datum der Vertragspflichtverletzung und die beteiligten Personen sowie der Umstand, 
dass auf die Gefahr der Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Wiederholungsfall hingewiesen wurde, 
schriftlich festgehalten werden. Diese Notiz kann gegebenenfalls in einem späteren Prozess als Gedächtnis-
stütze herangezogen werden. 
 
 

3. Berechtigung zu Abmahnung 
 

Grundsätzlich ist jeder Vorgesetzte, der bezüglich Zeit, Ort und Art und Weise der Arbeit Anweisungen erteilen 
kann, berechtigt, eine Abmahnung auszusprechen. Allerdings können in den Betrieben interne Sonderrege-
lungen bestehen. Soweit eine solche Anordnung nicht existiert, kann also etwa jeder Meister seinen Unterge-
benen, aber auch jeder Vorarbeiter seinen Untergebenen eine Abmahnung erteilen. 

 
 
4. Frist für die Erteilung einer Abmahnung 
 

Es besteht grundsätzlich keine Ausschlussfrist für eine Abmahnung. Insoweit ist auch nicht § 626 Abs. 2 BGB 
heranzuziehen. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die Wirkung der Abmahnung immer schwächer wird, je 
länger zugewartet wird. Außerdem kann das Recht zur Abmahnung auch verwirken, wenn zu dem Zeit- noch 
ein Umstandsmoment hinzutritt und der Arbeitnehmer darauf vertrauen darf, dass sein Fehlverhalten nicht 
mehr geahndet wird. Bei einem Zuwarten von 6 Monaten hat das LAG Nürnberg Verwirkung allein durch den 
Zeitablauf angenommen.  
 
Im Regelfall sollte eine Abmahnung deshalb zeitnah nach dem Bekanntwerden des Pflichtverstoßes ausge-
sprochen werden. 

 
 
5. Kenntnisnahme durch den Arbeitnehmer 
 

Die Abmahnung entfaltet ihre Wirkungen erst mit Kenntnisnahme durch den Arbeitnehmer. Deswegen ist der 
nachweisbare Zugang der Abmahnung so wichtig – am besten durch persönliche Übergabe des Abmahn-
schreibens mit schriftlicher Bestätigung durch den Arbeitnehmer. 
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6. Kein Zwang zur Kündigung nach einer bestimmten Anzahl von einschlägigen Abmahnungen, aber 

verstärkter Hinweis erforderlich 
 

Bei einer Abmahnung wird für den nächsten Vorfall die Kündigung angedroht. Dies zwingt den Arbeitgeber 
jedoch nicht unbedingt, bei einem erneuten Vorfall auch tatsächlich die Kündigung vorzunehmen. Selbst bei 
mehreren Abmahnungen verwirkt der Arbeitgeber nicht das Recht, bei einem erneuten Vorfall kündigen zu 
können. Der Arbeitnehmer kann sich grundsätzlich nicht damit verteidigen, der Arbeitgeber habe schon sehr 
oft die Kündigung angedroht und diese dann doch nicht vollzogen. Der Arbeitgeber muss aber durch stärkere 
Formulierungen zum Ausdruck bringen, dass er die ständigen Vertragsverletzungen nicht dauerhaft hinneh-
men wird. Dann entsteht kein entsprechender Vertrauenstatbestand durch die Ansammlung von Abmahnun-
gen dahingehend, dass die Kündigung nicht mehr vorgenommen werden wird. Vielmehr gehen die Gerichte 
davon aus, dass der Arbeitgeber in solchen Fällen geduldig war und es ihm in der Regel nicht zum Nachteil 
gereichen darf, wenn er den Arbeitnehmer überaus wohlwollend behandelt hat.  

 
 
7. Anerkennung und Entfernung der Abmahnung 
 

Der Arbeitnehmer hat einen Anspruch auf Entfernung einer unberechtigten Abmahnung aus der Personalakte, 
den er auch gerichtlich durchsetzen kann, aber nicht muss. Durch das widerspruchslose Hinnehmen der Ab-
mahnung erkennt der Arbeitnehmer die Abmahnung aber nicht als berechtigt an. Er kann sich auch erst in 
einem Kündigungsschutzprozess gegen die Abmahnung wehren, wobei sich der Arbeitgeber unter Umstän-
den dann schwerer tut, den Vorfall zu beweisen. Der Arbeitnehmer kann sich auch darauf beschränken, eine 
Gegendarstellung zu der Akte zu geben, wenn er das Arbeitsverhältnis nicht durch einen Prozess belasten 
will. Die Erklärung des Arbeitnehmers, nach der er die Richtigkeit der Vorwürfe bestätigt, kann daher hilfreich 
sein. 
 
Die Abmahnung entwertet sich durch Zeitablauf und kann nur unter erschwerten Bedingungen nach längerer 
Zeit bei einem gleichartigen Vorfall die Kündigung rechtfertigen. Im Regelfall verliert die Abmahnung ihre Wir-
kung bei Verstößen wie unentschuldigtem Fehlen nach zwei Jahren. Entscheidend sind aber die Umstände 
des Einzelfalls. Ein Anspruch auf Entfernung der Abmahnung besteht aber auch nach Ablauf dieses Zeitraums 
nur dann, wenn sie ganz bedeutungslos geworden ist, zum Beispiel auch für Versetzungen oder Beförderun-
gen. Da nach der Rechtsprechung des BAG der beanstandungsfreie Verlauf des Arbeitsverhältnisses bei der 
Abwägung von Kündigungssachverhalten zu berücksichtigen ist, ist nur im Ausnahmefall von einer Bedeu-
tungslosigkeit auszugehen. Im Normalfall kann daher nicht empfohlen werden, ältere Abmahnungen automa-
tisch aus der Personalakte zu entfernen. 

 
 
8.  Abstimmung mit Arbeitgeberverband 
 
 Sollte sich eine Abmahnung im Nachhinein als unwirksam herausstellen, so kann dies dazu führen, dass eine 

auf Grundlage der vermeintlich wirksamen Abmahnung ausgesprochene Kündigung unwirksam sein kann. 
Daher sollte bei beabsichtigtem Ausspruch einer Abmahnung die Abstimmung mit dem zuständigen Arbeit-
geberverband erfolgen.  

 


